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Fragezeichen gibt es auch in Osteuropa und in der
GUS. Die Zerschlagung der durch die Planwirtschaft
geknüpften Netzwerke innerhalb und zwischen den
RGW-Staaten, die der zum Teil ruberischen Privati-
sierung geopfert wurden, ist nicht rückgängig zu
machen - zumal dann nicht, wenn neoliberal muni-
tionierte Strategien handlungsmächtig werden.
Deren Zielrichtung ist die Vermarktung, und da der
nationale Markt zusammengebrochen ist, bleibt nur
die bewußtlose Öffnung zum Weltmarkt. Das ist aber
bekanntlich der Markt der Industrieländer. Wie also
kann man dort, mit niedriger Produktivität und hin-
kebeiniger Konkurrenzfähigkeit mithalten? Indem
die einzigen Vorteile mobilisiert werden, über die die
Länder jeweils verfügen: Rohstoffe, billige Arbeits-
kraft und fehlende Staatlichkeit, d. h. niedrige
Steuern sowie weiche Sozial- und Umweltauflagen
für die Unternehmen. Das sind zwar alles beste Vor-
aussetzungen für die Errichtung freier Wirtschaftszo-
nen. Für die Industrieländer aber sind sie so wichtig
wie der Blinddarm für den Körper. Die in Rußland
geplanten freien Wirtschaftszonen von Sachalin bis
Kaliningrad sind die Symptome der ökonomischen
Des-integration nach dem Ende der Planwirtschaft.
Sie stehen für eine Politik, die nicht auf Erhaltung
und Verbesserung der internen Verflechtung und Ko-
härenz des riesigen russischen Marktes zielt, sondern
auf die kurzfristig mobilisierbaren Vorteile der
Unterentwicklung. Man kann so verfahren, nur darf
man damit keine Hoffnungen auf Entwicklung und
Modernisierung verbinden.

Blockbildung keine Garantie
gegen politische
Fragmentierung
Der einzige Wirtschaftsblock mit Zukunft scheint
also die EG zu sein. Alle anderen Versuche dürften
mit erheblichen Schwierigkeiten zu kämpfen haben.
Infolgedessen wird auch in Zukunft die Weltwirt-
schaft von der (ungleichen) Arbeitsteilung zwischen
den Industrieländern und den Rohstoffländern ge-
kennzeichnet sein - den eigentlichen, durch
Marktmechanismen verfestigten und politisch ge-

stützten Ländergruppen. Arbeitsteilung ist daher ein
Euphemismus, wenn man deren Resultate in den ver-
gangenen Jahrzehnten in Rechnung stellt: Sowohl
Armut als auch Reichtum sind in der Weltgesell-
schaft gewachsen und damit der Gegensatz zwischen
Nord und Süd. Zum Süden werden in Zukunft viele
Regionen des ehemaligen Ostens zu zählen sein.

Ökonomische Integration durch Blockbildung ist
aber, die zeigt heute die EG, keine Garantie gegen
politische Fragmentierung. Denn ökonomische Inte-
gration erfordert aufjeder ihrer Stufen die Einhaltung
bestimmter Regeln. Diese werden strikter, wenn der
Prozeß der Integration zu einer Wirtschafts- und
Währungsunion fortschreitet. Dann können Unter-
schiede zwischen Nationen und Regionen nicht mehr
durch Wechselkursanpassungen ausgeglichen
werden, sondern nur noch durch Anpassungen der
Lohnkosten an das jeweilige Produktivitätsniveau.
Dort, wo es hoch ist, können auch die Löhne steigen;
dort, wo es niedrig ist, müssen auch die Löhne nach
unten angepaßt werden. Dadurch werden Wande-
rungsbewegungen ausgelöst, die in den reicheren Re-
gionen wohlstandschauvinistische Reaktionen aus-
lösen. Der politische Integrationsprozeß kommt hei
verfestigten Einkommensunterschieden innerhalb
eines Wirtschaftsblockes zum Halt. Die politische
Einigung aber ist wiederum Vorbedingung für eine
weitere wirtschaftliche Integration, etwa für die
Währungsunion. Kommt die politische Integration,
d. h. die Übertragung von Sduveränitätsrechten auf
supranationale Institutionen und die Etablierung von
Formen der demokratischen Partizipation auf allen
Ebenen nicht zustande, ist auch die Währungsunion
nicht zu machen. Der europäische Integrationspro-
zeß ist nach den Referenden in Dänemark und Frank-
reich, nach der Währungskrise vom September und
dem Kleinkrieg um Raps, Soja und Weißwein ins
Stocken geraten. Es ist aber höchst unwahr-
scheinlich, daß er zurückgedreht wird. Schließlich
sind die Vorteile eines halbwegs funktionierenden
Wirtschaftsblocks groß genug, um sich auf die Inter-
essen an seiner Erhaltung verlassen zu können.

Elmar Altvater
übernommen aus: tageszeitung, 30.12.1992
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Die "Bokor"-Bewegung
Kirche von unten in Ungarn

An der vierten europäischen Konferenz für Menschenrechte in der Kirche (8.-10. Januar 1993 in
Arbrèsle bei Lyon) nahm für Ungarn György Bulznyi S.P. aus Budapest teil. Er hat eine neu nseitige
Dokumentation über die "Bokor"-Bewegung in Ungarn zusammengestellt, der wir einige Informatio-
nen entnehmen.

György Bulänyi wurde 1919 in Budapest geboren,
studierte in einer Ordensschule der Piaristen und trat
nach seinem Abitur diesem Orden bei. Er studierte
Philosophie und Theologie und nahm nach seiner

Priesterweihe die Lehrtätigkeit in einem Gymnasium
seines Ordens auf.

Im Februar 1945 lernte er einen Jesuitenpater aus
Kroatien kennen, der fünf Wochen lang in Debrecen
im Ordenshaus wohnte und während dieser Zeit ver-
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schiedene Gruppen gründete (Kindergruppen,
Jugend- und Erwachsenengruppen); er war über-
zeugt, daß eine Zeit anbrechen werde, in der die
Kirche nur mehr in solchen Basisgruppen lebendig
bleiben könne. Er beauftragte György Bulänyi, sich
um die Studentengruppe zu kümmern, bis die Mit-
glieder der Gruppe in der Lage seien, selbst neue
Gruppen zu organisieren. Am Anfang bestand die
Gruppe aus fünf Mädchen und Jungen, aber bald
waren es mehr als 20 Mitglieder, die sich am Sonntag
nach der Schülermesse trafen.

1948 wurde die Ordensschule verstaatlicht, kirchli-
che Verbände wurden verboten, Spitzel auf Kirch-
gänger angesetzt, und Predigten konnten nur noch
unter Bewachung gehalten werden. Eine dreitägige
Retraite im Sommer 1948 fand in der Illegalität statt,
und ab September organisierten die Mitglieder
Kleingruppen von nur fünf bis sechs Leuten und
machten die Erfahrung, daß die Kirche in diesen
kleinen Gruppen weiterleben konnte.

Damals begannen sie, hei jedem Treffen der Gruppe
einen bestimmten Text aus der Bibel zu lesen und zu
erarbeiten. Sie entdeckten Analogien zur Situation
der Urchristen, die auch in der Verfolgung und im
Untergrund lebten. Nach einer Zeit der Neubesin-
nung war die Hoffnung groß, im ganzen Land heim-
lich weiterarbeiten zu können, und Unterstützung
kam auch von Kirchenoberen.

Aber dann wurde der Primas von Ungarn, Kardinal
Mindszenty verhaftet. Die ungarischen Bischöfe un-
terschrieben 1950 und 1951 zwei vom Staat diktierte
Vereinbarungen, und. Geheimpolizei nistete sich in
den bischöflichen Kanzleien ein. Ende August 1952
holte die Geheimpolizei den ganzen Führungsstab
der Basisgruppen (15 Personen) ab; György Bulänyi
erhielt eine lebenslängliche Haftstrafe, seine Mitar-
beiter zwischen 7 und 15 Jahren Gefängnis. Die der
Verhaftung Entgangenen wurden eingeschüchtert,
verängstigt oder erpreßt. Doch die Arbeit wurde
trotzdem weitergeführt, bis es 1956 zu weiteren Ver-
haftungen kam. Im Frühjahr 1956 wurden 60 Mitar-
beiter vor Gericht gestellt. Die Anklage lautete:
"Stratbare Leitung von Organisationen zur Stürzung
der Volksdemokratie".

In der kurzen Zeit des Ungarnaufstandes war György
Bulänyi auf freiem Fuß, wurde aber nach der Nieder-
schlagung wieder abgeholt (er hatte eine Flucht ins
Ausland abgelehnt). Er hatte sofort Kontakt zu seinen
alten Mitarbeitern aufgenommen, aber sie hielten es
einfach für unmöglich, Basisgruppen zu bilden, weil
grundsätzlich Angst herrsche und es an Möglichkei-
ten fehle, aktiv zu werden. Als er kurz danach wieder
im Gefängnis war, nahm György Bulänyi sich vor,
daß er, falls er nochmals frei kommen sollte, kein
zweites Lebenslänglich riskieren würde, wenn man
tatsächlich so ohnmächtig sei.
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Kurz nach dein Jahreswechsel 1960 wurde er auf-
grund einer Amnestie nach neun Jahren Haft aus dem
Gefängnis entlassen; weder sein Orden, noch die
Kirche stellten ihn ein, und er wurde Hilfsarbeiter.
Ein mutiger Pfarrbruder war bereit, ihn sonntags am
priesterlichen Amt teilhaben zu lassen. So entstanden
Kontakte zu Gemeindemitgliedern. György Bulänyi
vertiefte sich in die theologische Fachliteratur, die
aus dem Westen nach Ungarn gelangte. Aber er
selbst blieb stumm, schrieb nichts und organisierte
auch keine Basisgruppen.

Am 14. September 1964 schlossen der Vatikan und
der ungarische Staat ein Teilabkommen, das eine
völlig andere Situation schaffte. Viele, die sich dem
(totalitären) Atheismus entgegenstemmten, hatten
schon seit 1961 das Gefühl, von den ungarischen Bi-
schöfen im Stich gelassen worden zu sein, aber sie
wußten sich als schweigende Kirche vom Vatikan
unterstützt. (1961 waren 120 Katholiken wegen ihrer
Arbeit an der Basis verhaftet und verurteilt worden;
das Episkopat verurteilte sie auch als Feinde der
Kirche. 1964 kam es zu neuen Verhaftungen, auf
Geheiß des Staates wurden von der Kirchenverwal-
tung Berufsverbote für eifrige Priester ausgespro-
chen.)

Der Vatikan konnte sich mit dem ungarischen Staat
einigen, und die Kollaborateure wurden vom Vatikan
befördert und wurden zu Bischöfen ernannt. Die
Schweigenden wurden fallengelassen, die Kollabo-
rateure wurden umarmt. "Nie habe ich mich so ver-
lassen gefühlt, auch 1952 nicht, als das Urteil zu le-
benslänglichem Gefängnis ausgesprochen
wurde."(György Bulänyi).

In dieser Verlassenheit begann er wieder am Schreib-
tisch zu arbeiten und unterzog die in den Evangelien
überlieferten Worte Jesu einer inhaltlichen Untersu-
chung, mit der Methode der sog. Inhaltsanalyse.
Daran arbeitete er sieben Jahre lang, meist nachts,
denn tagsüber verdiente er sich seinen Lebensunter-
halt als Transportarbeiter. Das Manuskript entstand
in vier Jahren und umfaßte gut 500 Seiten, und im

Herbst 1968 begann die Überarbeitung und die Ver-
fiel fältigung mittels Schreibmaschine. Inzwischen
hatten sich neue Basisgruppen gebildet, eine aus frü-
heren Mitarbeitern, eine Priester- und eine Jugend-
gruppe; nach einem Jahr waren es mehr als 10
Gruppen, die an der Überarbeitung des Manuskriptes
teilnahmen. (Ihre Fragen waren: Was hat Jesus
gewollt? Was steht in den Evangelien? Welche
Wurzeln hat das Christentum? Aus all dieser Arbeit
sind sechs Bände entstanden unter dem Titel "Suchet
das Reich Gottes", aber es dauerte noch zwanzig
Jahre, bis die zwei ersten Bände gedruckt werden
konnten.

1970 fand der letzte Prozeß gegen Basisgemeinden
statt, danach wurden die kollaborierenden Kirchen-
funktionäre zur Speerspitze im Kampf gegen die Ba-
sisgemeinden; sie gehorchten dem allmächtigen
Leiter des Staatlichen Amtes für Kirchenfragen. Als
der Versuch fehlschlug, die Pfarrer zur Auflösung
der religiösen Versammlungen zu bewegen, wech-
selten sie die Taktik und es begann eine Verleum-
dungskampagne. Im Februar 1976 begann eine Groß-
offensivegegen die Basisgemeinden. Kardinal Lékai
forderte die Ordensleitung auf, Bulänyi ins Ausland
zu schicken. Der Dogmatiker Szendi verkündete, Bu-
lânyis Theologie wäre Ketzerei. Auf der Bischofs-
konferenz im Dezember 1976 wurden Listen an die
Ordinarien verteilt mit den Namen jener Priester, die
in dem Verdacht standen, zum Bulänyi Kreis zu
gehören, und es wurde eine exemplarische Bestra-
fung gefordert. Diese Verfahrensweise war so neu,
daß die überraschten Bischöfe sich weigerten oder
schwiegen. Danach behauptete der Kardinal in einem
Hirtenbrief, Bulänyi wolle die Gläubigen von den
Hirten trennen. Er zeigte ihn im Vatikan an wegen
Irrlehre und Ungehorsam.

1979 überstürzten sich die Ereignisse: Als ein 47jäh-
riger Familienvater aus Gewissensgründen den
Wehrdienst verweigerte, wurde er zu Gefängnis ver-
urteilt. Anderen erging es nicht besser; das wirbelte
viel Staub auf. Kardinal Lékai nannte die Mitglieder
der Basisgemeinden die Bösen, Wehrdienst- und Ge

3. Treffen des Europäischen Netzwerkes "Kirche im Aufbruch"

Abschlußerklärung

Das im Jahr 1991 gebildete Netzwerk
"Kirche im Aufbruch" verbindet Basisbewe-
gungen aus Ungarn, Tschechien, Öster-
reich, Italien, der Schweiz, Deutschland,
Frankreich, Luxemburg, Belgien und den
Niederlanden und erklärt zum Abschluß
seines Jahrestreffens in Salzburg:
Die Menschenrechte nicht nur außerhalb
der Kirche fordern, sondern auch in der
Kirche verwirklichen!

"Kirche im Aufbruch" unterstützt die ungari-
sche Bewegung für geistliche Erneuerung,
Mündigkeit, Solidarität und Gewaltlosigkeit
«Bokôr» ("Busch"), die drei Jahre nach dem
Ende des Kommunismus noch immer um
ihre Anerkennung durch die Amtskirche und
die Rehabilitierung ihres Gründers P.
Bulänyi kämpft.

"Kirche im Aufbruch" bedauert, daß die An-
erkennung der Bischöfe und Priester aus
der früheren CSSR-Untergrundkirche noch
immer nicht erfolgt ist.

"Kirche im Aufbruch" tritt für die Gleichbe-
rechtigung vom Frau und Mann in der
römisch-katholischen Kirche ein.

"Kirche im Aufbruch" zeigt sich betroffen
von der Ernennung von Militärbischöfen
und neuerdings sogar von der Einrichtung
neuer Militärdiözesen, die nicht in Einklang
zu bringen sind mit der Friedensbotschaft
des Evangeliums.

"Kirche im Aufbruch" fordert unverändert die
Absetzung des illegitimen Bischofs von
Chur und die Verankerung der basisdemo-
kratischen Rechte der Ortskirchen bei Bi-

schofsernennungen und bei der Festlegung
pastoraler Leitlinien.

"Kirche im Aufbruch" begrüßt die Bemühun-
gen der vielen europäischen Basisbewe-
gungen, ihre Verschiedenheit einzubringen
und lehnt den autoritären Zentralismus
Roms ab, der sich zum Beispiel im überflüs-
sigen "Weltkatechismus", in der Bevormun-
dung der Kirchen Lateinamerikas und
Afrikas zeigt, deren Synode sogar nach
Rom einberufen werden soll.

"Kirche im Aufbruch" unterstützt die Endre-
daktion der "Erklärung für Menschenrechte
und Freiheiten in der Kirche" als konkreten
Beitrag zur Verwirklichung jener Rechte
und Freiheiten in den Kirchen.

Salzburg/St. Virgil 12.-14. Februar 1993
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horsamsverweigerer. Diese Ungehorsamen mußten'
bestraft werden: zwei Priester, die offen jede Gewalt-
anwendung ablehnten, wurden von ihren .Bischöfen
vom Dienst suspendiert und für ein halbes Jahr
zwangsverbannt. Bulänyi wurde im Dezember 1980
von einem katholischen Gerichtshof wegen "Irrleh-
re" verurteilt und suspendiert. Den Priestern wurde
der Kontakt mit den Basisgruppen verboten.

Fünf Jahre lang prüfte die Glaubenskommission in
Rom die Schriften Bulänyis, und in einem Brief
wurde er von Kardinal Ratzinger aufgefordert, seine

Treue zur Lehre der Kirche zu bekunden, nicht aber

seine Ansichten zu widerrufen. Diese Treuerklärung
hat Bulänyi mehrmals abgegeben, aber Ratzinger ak-
zeptierte die Formulierung nicht. Bulänyis weigerte
sich, eine von Kardinal Ratzinger verfaßte Erklärung
zu unterschreiben, weil er dadurch den Bischöfen,
die ihn verurteilt haben, Recht gäbe. Eine Verurtei-
lung durch Rom blieb aus, aber seine Kirchenstrafe
wurde auch nicht aufgehoben.

Die römische Glaubenskongregation hat Pater

Bulänyi angeboten, die kirchlichen Strafmaßnahmen

gegen ihn zurückzunehmen, wenn er eine aus zwölf
Punkten bestehende Erklärung unterschreibt. Dazu
ist Pater Bulänyi bereit, vorausgesetzt er darf den

Zwölf Punkten einen dreizehnten hinzufügen, und

zwar ein Zitat aus "Dignitas Humanae", einem Do-
kument des Zweiten Vatikanischen Konzils: "Durch
sein Gewissen erkennt der Mensch die Forderungen
des göttlichen Gesetzes. Dem Gewissen muß er bei
allem, was er tut, getreulich folgen,... um zu Gott zu
kommen. Daran darf ihn niemand hindern..., und er
selbst ist verpflichtet, seinem Gewissen stets zu ge-
horchen."

György Bulänyi hofft, daß der Prozeß gegen die Be-
wegung BOKOR einmal aufhören wird, und er sieht
die Möglichkeit einer Zusammenarbeit unter der Be-
dingung, daß die Vertreter der Amtskirche jene Per-
sonen rehabilitieren, die sie unter dem Zwang des

Parteistaates an den Rand des kirchlichen Lebens ge-
stoßen haben.

An diesem Punkt 13 ist bisher, wie Pater Bulänyi mit-
teilt, die Einigung mit der Glaubenskongregation ge-
scheitert.	 josée

Eurochildren
Am Freitag, dem 29. Januar 1993, sendete das ZDF
in der Reihe "Gott und die Welt" einen Film über die

Situation der Kinder in Belfast unter dem Titel: "Ich
hasse Protestanten". Dieser Ausspruch stammt von

einem Jungen, der durch die Organisation Eurochil-
dren für einen Ferienaufenthalt in einer Familie in
Deutschland weilte. Er stellte dann aber fest, daß er
hei einer protestantischen Familie in Ferien war und

sich dort sehr wohl fühlte; es war nicht sein erster
Aufenthalt in dieser Familie, und in der Zwischenzeit
war er schon sechsmal in den Ferien hei derselben
Familie gewesen.

Eurochildren ist eine katholische Hilfsorganisation,
die seit 1976 von ihrem Büro in Belfast aus jährlich
etwa 1000 Kinder aus Derry und Belfast einen Monat
lang nach Europa, aufs Festland, zu einer Gastfamilie
in Ferien schickt. Die Reise müssen die Eltern selbst
bezahlen, die Kosten für den Aufenthalt tragen die

Gastfamilien.

Schwester Barbara Mc Ardle von Eurochildren
Belfast betont die Wichtigkeit dieser Ferienaufent-
halte, die es den Kindern erlauben, wenigstens vier
Wochen Ferien vom Bürgerkrieg in Irland zu
machen: "Die Kinder werden einer anderen Kultur
ausgesetzt, sie lernen eine andere Lebensweise
kennen; sie erfahren, daß das Leben nicht so sein
müsste, wie in Nordirland, daß es so sein könnte wie
in Belgien oder Deutschland, und vielleicht werden
sie sich als Erwachsene dafür einsetzen, daß es

anders wird,"

Deutschland einen Ferienaufenthalt in einer Familie
in Belgien ermöglichen. EUROCHILDREN, der
neue Name der Organisation wird abgeleitet von der

Idee, daß wo Kinder in Europa in Not sind, Familien
in Europa helfen. Heute beteiligen sich mehr als 1500
Familien in Belgien, den Niederlanden, Österreich
und Deutschland an dieser europäischen Nachbar-
schaftshil fe.

Die Kinder werden in der Schule vom Lehrpersonal
ausgewählt und auf ihren Ferienaufenthalt vorberei-
tet; für die meisten ist es der erste Aufenthalt in einem
fremden Land mit einer fremden Sprache und fern
von ihren Familien. Jedes Jahr melden sich mehr
Kinder als Plätze vorhanden sind. Aber für die
ärmsten Familien sind die Reisekosten (98 Pfund) ein
großes Problem, denn in Belfast sind viele Katholi-
ken abhängig von der Sozialhilfe.

Heute steht EUROCHILDREN vor einer neuen Be-
währungsprobe: Kinder in Osteuropa sind in Not und

es stellt sich die Frage, oh man mit den bescheidenen
Mitteln überhaupt etwas ausrichten kann gegen die

Folgen von Haß und Gewalt. Zu dem Zeitpunkt, wo
der Film gedreht wurde, erwartete Pater Robert
Mathieu den Besuch einer Fürsorgerin aus Zagreb,
um zu scheut, oh man etwas für die Kinder aus Kroa-
tien tun könne. Es bestehen Pläne, ein Büro in Prag
zu eröffnen, und es gibt ein Angebot, Kinder aus Bu-
karest in tschechische Familien zu schicken. Auch
Kinder aus Tschernobyl konnten schon in tschechi-
schen Familien Ferien verbringen.

Gegründet wurde diese Hilfsorganisation vor 36
Jahren in Belgien von Pater Robert Mathieu in Ant-
werpen unter dem Namen "Jugend ohne Heimat"; er
wollte Kindern aus den Flüchtlingslagern in

Bis jetzt ist es Pater Robert Mathieu noch nicht ge-
lungen, katholische und protestantische Kinder aus
Irland gemeinsam auf eine Ferienreise nach dem eu-
ropäischen Festland zu schicken.
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